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Fortführung der Finanzierung der Schulsozialarbeit an Wuppertaler Schulen 

Antrag der Fraktionen von SPD und CDU vom 14.11.2014 

Neufassung vom 02.12.2014 
 
 
 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 

die Fraktionen von SPD und CDU beantragen, der Rat möge beschließen: 

1. Die Stadt Wuppertal beteiligt sich ab dem Jahr 2015 am Förderprogramm 
Schulsozialarbeit des Landes NRW. 
 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, im Rahmen der Bewirtschaftung des 
Haushaltsplans die Finanzierung des städtischen Eigenanteils Schulsozialarbeit 
sicherzustellen. 
 

3. Da das Förderprogramm des Landes auf drei Jahre befristet ist, fordert der Rat der 
Stadt Wuppertal Bund und Land erneut auf, sich deutlich vor Ablauf der durch das 
Land befristeten Maßnahme über eine dauerhafte hundertprozentige Finanzierung 
zu verständigen. 
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Begründung:  

Die NRW-Landesregierung sichert ab dem 1. Januar 2015 die Schulsozialarbeit im Rahmen 
eines neuen Förderprogramms mit insgesamt 67,5 Millionen Euro ab. Für Wuppertal 
bedeutet dies, dass 80 Prozent der anfallenden Kosten vom Land übernommen werden.  
 
Der Rat der Stadt begrüßt die Maßnahme der Landesregierung und dankt den Wuppertaler 
Landtagsabgeordneten, die das Thema Schulsozialarbeit auf Landesebene maßgeblich 
vorangetrieben haben.  
 
Trotzdem benötigen die Kommunen, aber vor allem auch die Schulsozialarbeiterinnen und 
Schulsozialarbeiter, langfristige Planungssicherheit.  
 

gez.        gez. 

Klaus Jürgen Reese      Michael Müller 

SPD-Fraktionsvorsitzender     CDU-Fraktionsvorsitzender 
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